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Wir Juristen sind schon super. Wir finden immer eine Lösung.
Gestern war ich bei einer von Christian Calliess organisierten
Diskussionsveranstaltung zum Thema Euro-Rettung. Den Vortrag hat Ulrich Häde
gehalten, Europarechtler an der Viadrina und Vertreter der Bundesregierung
im kommenden Verfahren um die neue Schachtschneider-Klage gegen den
Griechenland-Bailout.
Häde hat vorgetragen, wie man seiner Meinung nach an dem Bailout-Verbot in Art.
125 AEUV vorbei kommt.
Zweck von Art. 125 AEUV sei es, sicherzustellen, dass haushaltspolitisch unsolide
wirtschaftende Mitgliedsstaaten die Folgen ihres Tuns an den Finanzmärkten zu
spüren bekommen und sich nicht durch Hilfsappelle an andere vor der steigenden
Zinslast drücken können auf Kosten der anderen. Häde bezeichnet Art. 125
AEUV als "inneren Verteidigungsring" um den Euro, innerhalb des "äußeren
Verteidigungsrings" Art. 126 AEUV (Maastricht-Kriterien).
Dies sei aber seinerseits kein Selbstzweck, sondern diene dazu, die gemeinsame
Währung zu schützen.
In der Situation des 7. Mai, so Häde, hätte die strikte Befolgung des Art. 125 AEUV
dazu geführt, diesen letzten Zweck dieser Norm gerade zu verfehlen. Denn hätte
man keinen Rettungsschirm aufgespannt, dann wäre nicht nur Griechenland,
sondern die ganze Domino-Kette gefallen. Zu hohe Schulden hätten ja fast alle, und
dann wäre nicht nur der äußere, sondern auch der innere Verteidigungsring gefallen.
Art. 125 AEUV hätte genau den Schaden herbeigeführt, vor dem er eigentlich
schützen soll.
In einer solchen Situation greift der Jurist zu einem Kunstgriff mit einem schönen
lateinisch-griechischen Namen: teleologische Reduktion. Mit einfachen Worten: So
kann das nicht gemeint gewesen sein, also ist es auch nicht so gemeint.
Man kann da leicht spotten darüber, aber eigentlich finde ich das gut. Besser
jedenfalls, als Art. 125 durch Auslegung weichzukochen.
Update: Gauweiler klagt gegen den Rettungsschirm und stützt sich auf die
Verletzung von Art. 125 AEUV. Hädes Argument dürfte uns bei der Verhandlung
wiederbegegnen.
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